
Gericht: VGH 

Aktenzeichen:  14 B 16.2257 

Sachgebietsschlüssel: 1315 

 

 

 

Rechtsquellen: 

 

§ 5 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1 TGV. 

 

 

 

Hauptpunkte: 

 

Reisebeihilfe für Familienheimfahrten; 

BahnCard 100; 

Erstattung fiktiver Reisekosten. 

 

 

 

Leitsätze: 

 

Trennungsgeldberechtigte, die eine BahnCard 100 aus Anlass ihrer Abordnung zur 

Durchführung von Familienheimfahrten erwerben, können die Erstattung fiktiver Rei-

sekosten in Höhe der billigsten Fahrkarte auch dann verlangen, wenn sich die Bahn-

Card 100 im Hinblick auf die grundsätzlich erstattungsfähigen Familienheimfahrten 

nicht amortisiert.  
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Urteil des 14. Senats vom 6. November 2018 

(VG Bayreuth, Entscheidung vom 7. Juni 2016, Az.: B 5 K 15.422) 





14 B 16.2257 

B 5 K 15.422 

G r o ß e s  S t a a t s -
w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

Im Namen des Volkes 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

*** *******, 

*********. *, ***** ********, 

 - ****** - 

 

**************: 

*** ************ ****, 

**** ********, 

********* * - *, ***** ********, 

 

gegen 

 

Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch: 

Bundespolizeipräsidium, 

Heinrich-Mann-Allee 103, 14473 Potsdam, 

 - Beklagte - 

 

wegen 

 

Trennungsgeld; 

hier: Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Bayreuth vom 7. Juni 2016, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 14. Senat, 

durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof Koch, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Klein, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Winter 
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ohne mündliche Verhandlung am 6. November 2018 

folgendes 

 

Urteil: 
 

 I. Die Berufung wird zurückgewiesen. 

 

 II. Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens. 

 

 III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf 

die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Hö-

he des zu vollstreckenden Betrags abwenden, falls nicht der Kläger 

vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.  

 

 IV. Die Revision wird zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 
 

Die Beteiligten streiten über die Gewährung einer Reisebeihilfe für die vom 23. bis 

25. Januar 2015 durchgeführte Familienheimfahrt des Klägers.  

 

Der Kläger ist als Bundespolizist Beamter der Beklagten. Während seiner dreijähri-

gen Ausbildung an der Bundespolizeiakademie für den gehobenen Polizeivollzugs-

dienst ab September 2013 befand sich der Kläger überwiegend außerhalb seines 

Wohnorts Bayreuth, von Januar bis einschließlich April 2015 war er nach Lübeck ab-

geordnet. Für seine wöchentlichen Familienheimfahrten von seinem damaligen 

Dienstort Lübeck an den Wohnort Bayreuth erwarb der Kläger eine BahnCard 100 für 

4.090 Euro mit einem Geltungszeitraum vom 14. Januar 2015 bis 13. Januar 2016. 

Die zuständige Abrechnungsstelle hatte zuvor auf Anfrage des Klägers eine Kosten-

erstattung abgelehnt. Gegen die Trennungsgeldabrechnung vom 2. April 2015, in der 

darauf hingewiesen wurde, dass dem Kläger aufgrund seiner privat beschafften 

BahnCard 100 für die in seinem Antrag angegebene Familienheimfahrt vom 23. bis 

25. Januar 2015 zu einem (fiktiven) Fahrpreis von 142 Euro keine Reisebeihilfe ge-
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zahlt werden könne, erhob der Kläger Widerspruch, der mit Widerspruchsbescheid 

vom 13. Mai 2015 zurückgewiesen wurde.  

 

Der am 15. Juni 2015 zum Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth erhobenen Kla-

ge, die auf Gewährung einer Reisebeihilfe in Form der Erstattung der fiktiven Kosten 

einer BahnCard 50 in Höhe von 299 Euro sowie auf Erstattung der Fahrtkosten für 

die Familienheimfahrt am 23. bis 25. Januar 2015 in Höhe der unter Verwendung 

einer BahnCard 50 entstandenen fiktiven Fahrtkosten von 142 Euro gerichtet war, 

wurde mit der Maßgabe stattgegeben, dass die Beklagte verpflichtet wurde, dem Klä-

ger neben fiktiven Fahrtkosten von 142 Euro die fiktiven Kosten für den Erwerb einer 

privaten BahnCard 50 in Höhe von 255 Euro zu erstatten anstelle einer BahnCard 50 

Buisness in Höhe von 299 Euro. 

 

Im Rahmen der vom Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 8. November 2016 

zugelassenen Berufung beantragt die Beklagte, 

 

das Urteil des Verwaltungsgerichts Bayreuth vom 7. Juni 2016 aufzuheben und 

die Klage vollumfänglich abzuweisen. 

 

Das Verwaltungsgericht gehe rechtsirrig davon aus, dass die Zuordnung der Kosten 

zu einer konkreten Fahrt keine Voraussetzung für die Gewährung der Reisebeihilfe 

sei. Die Anschaffung der BahnCard 100 sei mit zeitlich vorgelagerten Kosten verbun-

den gewesen. Diese Bewertung widerspreche sowohl dem Wortlaut des § 5 Abs. 4 

TGV als auch den sonstigen reisekostenrechtlichen Bestimmungen, da diese stets 

vom „Erstattungsprinzip“ ausgingen. Die Verwendung der Worte „Fahrauslage“, „ent-

standen“ und „notwendig“ in § 5 Abs. 4 TGV belegten das Erfordernis der Zuordnung 

zu einer konkreten Fahrt. Ähnliche Begrifflichkeiten fänden sich darüber hinaus im 

gesamten Reisekostenrecht. Zudem habe das Verwaltungsgericht verkannt, dass der 

Kläger die BahnCard 100 aus persönlichen Gründen erworben habe, nämlich um re-

gelmäßig an jedem Wochenende kostengünstig nach Hause fahren zu können. Zwar 

sei die Abordnung des Klägers zur Bundespolizeiakademie nach Lübeck kausal für 

die Notwendigkeit gewesen, solche Fahrten durchzuführen; gleichwohl seien Fami-

lienheimfahrten dem privaten Lebenskreis zuzuordnen. Auch in dem der Ent-

scheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 12. Dezember 1969 – VI C 75.67 – 

(BVerwGE 34, 312) zugrunde liegenden Fall habe das Gericht ausdrücklich festge-

stellt, dass einer vom Beamten zur Durchführung von Familienheimfahrten erworbe-
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nen Netzkarte ausschließlich persönliche Gründe zugrunde lägen. Der vom Verwal-

tungsgericht angenommene „Konflikt“ – der Kläger habe lediglich die Wahl gehabt 

zwischen der Anschaffung einer für ihn unwirtschaftlichen BahnCard 50 oder dem 

vollständigen Entfall der Reisebeihilfe – vermöge keineswegs einen Verstoß gegen 

die Fürsorgepflicht zu begründen. Der Leitgedanke des Reisekostenrechts sei näm-

lich, den Beamten nur für seinen „Mehraufwand“ zu entschädigen (und dies im Be-

reich der Familienheimfahrten ohnehin nur mit gewissen Abstrichen), nicht aber, 

dass der Beamte, der dem Sparsamkeitsgrundsatz entsprechend verpflichtet sei, die 

Reisekosten – auch für Familienheimfahrten – so gering wie möglich zu halten und 

daher vorhandene Zeitkarten zu nutzen, an den dadurch dem Dienstherrn zufließen-

den Ersparnissen beteiligt werde. Weiter habe das Verwaltungsgericht verkannt, 

dass eine Erstattung von fiktiven Aufwendungen für eine Familienheimfahrt gesetz-

lich nicht vorgesehen sei. Auch wenn die Durchführung fiktiver Vergleichsberechnun-

gen ein wesentlicher Bestandteil des Reisekostenrechts sei, dienten diese aber re-

gelmäßig dazu, bei tatsächlich entstandenen Aufwendungen durch Kostenvergleiche 

eine Begrenzung auf die notwendigen Kosten zu ermöglichen. Der Kläger habe sich 

zur regelmäßigen Durchführung seiner für den Jahresverlauf geplanten mindestens 

34 nicht erstattungsfähigen Familienheimfahrten eine BahnCard 100 gekauft, so 

dass ihm für die zwölf weiteren Familienheimfahrten, für die ihm eine Reisebeihilfe 

zugestanden hätte, keine zusätzlichen Kosten entstanden seien. 

 

Der Kläger hat hierzu erwidert und beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts- 

und die vorlegten Behördenakten Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 
 

Die zulässige Berufung der Beklagten, über die mit Einverständnis der Beteiligten 

ohne mündliche Verhandlung entschieden werden kann (§ 125 Abs. 1, § 101 Abs. 2 

VwGO), ist unbegründet. Der Kläger hat einen Anspruch auf Gewährung einer 

Reisebeihilfe für die vom 23. bis 25. Januar 2015 durchgeführte Familienheimfahrt 

gemäß § 5 Abs. 4 TGV in Höhe der fiktiven Kosten einer BahnCard 50 sowie der fik-
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tiven Fahrtkosten von 142 Euro (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). Das Verwaltungsge-

richt hat der Klage daher zu Recht im tenorierten Umfang stattgegeben. 

 

1. Dem nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 6, § 3 TGV trennungsgeldberechtigten Klä-

ger steht dem Grunde nach unstreitig ein Anspruch auf Gewährung einer Reisebeihil-

fe für eine monatliche Familienheimfahrt zu (§ 5 Abs. 1 TGV). 

 

2. Die Höhe der zu gewährenden Reisebeihilfe bestimmt sich nach § 5 Abs. 4 Satz 1 

TGV. Danach umfasst die Reisebeihilfe die Erstattung der entstandenen notwendi-

gen Fahrauslagen bis zur Höhe der Kosten der für den Berechtigten billigsten Fahr-

karte der allgemein niedrigsten Klasse ohne Zuschläge eines regelmäßig verkehren-

den Beförderungsmittels vom Dienstort zum bisherigen Wohnort. Das Verwaltungs-

gericht hat die allein streitbefangene Frage, ob aufgrund der vom Kläger angeschaff-

ten BahnCard 100 noch erstattungsfähige Fahrtkosten im Sinne des § 5 Abs. 4 Satz 1 

TGV für seine Familienheimfahrt vom 23. Januar bis 25. Januar 2015 angefallen sind, 

zutreffend bejaht. Die diesbezüglichen Einwendungen der Beklagten greifen nicht 

durch. 

 

a. Die Auslegung des § 5 Abs. 4 Satz 1 TGV lässt entgegen der Auffassung der 

Beklagten nicht den Schluss zu, dass die tatsächlich angefallenen Kosten einer 

konkreten Fahrt zugeordnet werden müssen. 

 

Der Wortlaut der Norm setzt voraus, dass Kosten tatsächlich angefallen sind, denn 

nur entstandene notwendige Fahrtkosten sind zu erstatten (so auch OVG Hamburg, 

B.v. 1.11.2007 – 1 Bf 64/06 – NJW 2008, 1242 m.w.N.). Hier sind dem Kläger durch 

die Verwendung der BahnCard 100 für seine Familienheimfahrten tatsächliche Kos-

ten entstanden, da er die BahnCard am 14. Januar 2015 bezahlt hat (vgl. Bl. 7 der 

Behördenakte) und diese ihm nicht etwa unentgeltlich zur Verfügung gestellt wurde. 

Dem Wortlaut des § 5 Abs. 4 Satz 1 TGV lässt sich nicht zwingend entnehmen, dass 

für die Erstattungsfähigkeit der tatsächlich angefallenen Kosten deren Zuordnung zu 

einer konkreten Fahrt erforderlich ist. Die in § 5 Abs. 4 Satz 1 TGV genannten Be-

grifflichkeiten „Erstattung der entstandenen notwendigen Fahrauslagen“ können für 

die hier interessierende Frage kein eindeutiges Ergebnis herbeiführen. Laut Duden 

werden als bedeutungsgleich mit dem Begriff „Auslagen“ u.a. Unkosten bzw. der 

Geldbetrag, den jemand ausgelegt hat, gesehen (http://www.duden.de./rechtschrei-

bung/Auslagen). Dieser Sinngehalt lässt jedoch nur darauf schließen, dass Unkosten 
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überhaupt entstanden sein müssen. Auch aus der Verwendung des Begriffs „Fahr-

auslagen“ ergeben sich keine eindeutigen Anhaltspunkte auf den Zeitpunkt des Entste-

hens der tatsächlichen Kosten sowie den Umfang des Kostenanfalls für die einzelne 

Familienheimfahrt. Denn auch vorab für eine BahnCard 100 angefallene Kosten die-

nen – ebenso wie die Kosten einer vorab erworbenen BahnCard 50 – dem „Fahren“. 

 

b. Die von der Beklagten angenommene ausschließlich formale Betrachtungsweise, 

aufgrund der BahnCard 100 seien für die Familienheimfahrten keinerlei Kosten mehr 

angefallen, widerspricht jedenfalls dem Sinn und Zweck der Vorschrift unter Berück-

sichtigung des Gleichbehandlungs- und Sparsamkeitsgrundsatzes. Die Reisebeihilfe 

für Heimfahrten gehört zum Trennungsgeld nach den §§ 3 bis 5 TGV und soll als zu-

sätzliche Fürsorgemaßnahme die Pflege der (famililiären) Beziehungen am Wohnort 

finanziell erleichtern. Die Heimfahrt bedarf keiner Anordnung oder Genehmigung 

(vgl. Kopicki/Irlenbusch, Reisekostenrecht des Bundes, Stand Mai 2018, § 5 TGV 

Rn. 1, 52). Damit gewährt der Dienstherr in begrenztem Umfang eine Beihilfe zu pri-

vat motivierten Heimfahrten, die aufgrund der dienstlich bedingten Trennung aus An-

lass der in § 1 Abs. 2 TGV genannten Gründe unternommen werden. Als Reisebeihil-

fe werden bei regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln nur Kosten in Höhe der 

für den Berechtigten billigsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten Klasse ohne Zu-

schläge erstattet. Dabei kommt sogar unter Umständen die Erstattung von Kosten für 

eine BahnCard insgesamt in Betracht. Sie sind immer dann dann zu erstatten, wenn 

die Behörde durch einen Kostenvergleich feststellt, dass deren Verwendung im Ergeb-

nis zu geringeren Fahrtkosten führt als beim sonst notwendigen Lösen von Einzelfahr-

scheinen (vgl. Tz. 4.2.2 Satz 2 BRKGVwV – der für Reisebeihilfen für Heimfahrten ent-

sprechend gilt, vgl. Kreutzmann in Meyer/Fricke, Reisekosten im öffentlichen Dienst, 

Stand August 2018, § 5 TGV Rn. 98 –, wonach die Kosten einer nicht aus dienstlichen 

Gründen gekauften BahnCard auf Antrag erstattet werden können, wenn sie sich voll-

ständig amortisiert haben; eine anteilige Erstattung ist ausgeschlossen). Umgekehrt 

ist der Dienstherr für den Fall, dass der Berechtigte trotz einer diesbezüglichen Kos-

tenerstattung durch den Dienstherrn keine BahnCard erwirbt, obwohl diese wirt-

schaftlich gewesen wäre, gehalten, nur die Fahrtkosten unter (fikiver) Verwendung 

einer BahnCard zu erstatten (vgl. OVG RhPf, U.v.15.8.2003 – 10 A 10575/03 – 

NVwZ-RR 2004, 274). Erstattet somit der Dienstherr unter Berücksichtigung des 

Sparsamkeitsgrundsatzes die Kosten für den Erwerb einer BahnCard, im Falle einer 

Amortisierung sogar für die Anschaffung einer BahnCard 100, erfolgt dies unabhän-

gig davon, ob die Kosten für die BahnCard einer konkreten Fahrt zugeordnet werden 
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können oder nicht. Die Beklagte hat weder einen Grund dafür angeführt noch ist ein 

solcher ersichtlich, weshalb im Fall des Klägers anders verfahren werden sollte. Dies 

zumal schon deshalb, weil vorliegend die Auslagen für eine BahnCard 50 erstattet 

worden wären, obwohl bei einer Zuordnung der diesbezüglichen Anschaffungskosten 

in Höhe von 255 Euro zur ersten Familienheimfahrt im Hinblick auf den Einzelfahr-

preis ohne Ermäßigung in Höhe von 284 Euro im Vergleich zu 255 Euro zuzüglich 

142 Euro Einzelfahrpreis mit Ermäßigung (gesamt 397 Euro) nicht die kostengünstig-

ste Alternative vorläge und daher die Kosten im Hinblick auf den Sparsamkeitsgrund-

satz nicht in voller Höhe erstattet werden dürften.  

 

c. Dem Anspruch des Klägers steht das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 

12. Dezember 1969 – VI C 75.67 – (BVerwGE 34, 312) nicht entgegen (so auch 

HessVGH, B.v. 22.11.2006 – 1 UZ 156/06 – n.v.). Diese Entscheidung des Bundes-

verwaltungsgerichts betrifft eine Dienstreise, nicht aber eine Familienheimfahrt im Sin-

ne der Trennungsgeldverordnung. In dem dort zugrunde liegenden Fall hatte der da-

malige Kläger die Netzkarte für das betreffende Tarifgebiet aus persönlichen Grün-

den erworben und war dann reisekostenrechtlich verpflichtet, diese Netzkarte auch 

für dienstliche Fahrten zu nutzen. Die vom Bundesverwaltungsgericht zum Reisekos-

tenrecht entwickelten Grundsätze können somit nicht ohne Weiteres auf die vorlie-

gende Fallgestaltung angewendet werden. Bei der Heimfahrt im Sinne des § 5 TGV 

handelt es sich weder um eine Dienstreise noch ist sie hinsichtlich des Auslagener-

satzes wie eine Dienstreise zu behandeln (vgl. Kreutzmann in Meyer/Fricke, Reise-

kosten im öffentlichen Dienst, § 5 TGV Rn. 9). 

 

Letztlich kann jedoch dahinstehen, ob auch für einen Anspruch auf Reisebeihilfe der 

Kauf der BahnCard 100 dienstlich veranlasst sein muss, jedenfalls weist der Erwerb 

der BahnCard 100 durch den Kläger vorliegend einen hinreichenden dienstlichen 

Bezug auf (a.A. OVG Hamburg, B.v. 1.11.2007 – 1 Bf 64/06 – NJW 2008, 1242 

m.w.N.). Auch wenn Familienheimfahrten zweifelsohne privat motiviert sind, liegt der 

Grund für die trennungsbedingten Heimfahrten und für den Erwerb der BahnCard 

100 in der Abordnung des Klägers nach Lübeck. Der Kläger hat die BahnCard am 

14. Januar 2015 erworben (vgl. Bl. 7 der Behördenakte). Schon anhand der zeitli-

chen Abfolge ist erkennbar, dass der Erwerb der BahnCard 100 durch die Abordnung 

nach Lübeck bedingt war und daher aufgrund dienstlicher Veranlassung erfolgte. 

Damit hatte der Kläger Mehraufwendungen zu tragen, die nicht allein in seiner, son-

dern auch in der Sphäre des Dienstherrn begründet waren (vgl. zur Sphärentheorie 
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im Rahmen der Umzugskostenvergütung BVerwG, B.v. 1.9.1992 – 10 B 2.92 – Buch-

holz 261 § 6 BUKG Nr. 1; BayVGH, U.v.8.12.2016 – 14 B 16.46 – juris Rn. 17). Dem 

steht nicht entgegen, dass der Kläger nach § 5 Abs. 1 TGV nur Anspruch auf Erstat-

tung der Kosten für eine Familienheimfahrt pro Monat hat. Denn die Beschränkung 

auf eine Familienheimfahrt pro Monat dient lediglich der Deckelung der finanziellen 

Auswirkungen für den Dienstherrn, bezweckt aber nicht, die tatsächliche Zahl der – 

stets durch die Abordnung verursachten – Familienheimfahrten des Beamten zu be-

schränken. 

 

d. Dem so gefundenen Auslegungsergebnis widerspricht nicht § 5 Abs. 1 Satz 4 TGV, 

wonach eine Reisebeihilfe nur gewährt wird, wenn die Reise im maßgebenden An-

spruchszeitraum beginnt und damit für deren Gewährung auch tatsächlich durchge-

führt werden muss. Hierfür kann der Dienstherr einen geeigneten Nachweis verlan-

gen, den der Berechtigte bei Verwendung der BahnCard 50 durch Vorlage des redu-

zierten Tickets erbringen kann. Auch wenn bei Verwendung einer BahnCard 100 die-

ser Nachweis möglicherweise nicht erbracht werden kann, rechtfertigt dies keine un-

terschiedliche Behandlung. Denn zum einen erstattet der Dienstherr im Falle der 

Amortisierung auch die Kosten für eine BahnCard 100, zum anderen könnte der Nach-

weis für die tatsächlich angetretene Heimfahrt bei Verwendung der BahnCard 100 bei-

spielsweise durch Vorlage einer Platzreservierung erbracht werden. Zwingend ist 

dies aber nicht. Vielmehr können schon entsprechende Versicherungen der jeweili-

gen Antragsteller ausreichen, dass die Heimfahrt tatsächlich durchgeführt wurde. 

Denn auch bei Heimfahrten unter Inanspruchnahme des privaten Kraftfahrzeugs kann 

der entsprechende Nachweis nicht in geeigneter Weise erbracht werden (zu den 

dienst- und strafrechtlichen Folgen bei unrichtigen Angaben vgl. Kopicki/Irlenbusch, 

Reisekostenrecht des Bundes, § 5 TGV Rn. 12). Einen sachlichen Grund, warum 

Trennungsgeldberechtigte, die unter Verwendung der BahnCard 100 die Bahn für 

ihre Familienheimfahrt benutzen, anders behandelt werden sollten, hat die Beklagte 

weder vorgetragen noch ist ein solcher ersichtlich. 

 

e. Dem Anspruch des Klägers steht auch nicht entgegen, dass die Kosten für die 

streitgegenständliche Heimfahrt nur fiktiv berechnet werden können. Dabei ist zu-

nächst anzuerkennen, dass Kosten für die BahnCard 100 tatsächlich angefallen sind 

und zwar mit zeitlichem Bezug zur dienstlichen Abordnung. Die Notwendigkeit zur 

Durchführung fiktiver Vergleichsberechnungen ergibt sich schon aus § 5 Abs. 4 Satz 1 

TGV. Wird bei der Heimfahrt ein nicht regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel 

18 

19 



- 9 - 

 

 

benutzt (z.B. mit dem privaten Kraftfahrzeug), werden die tatsächlich entstandenen 

und geltend gemachten Auslagen bis zur Höhe der Reisebeihilfe erstattet, die sich 

beim Benutzen regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 

TGV ergeben hätte. Es ist daher stets ein Kostenvergleich erforderlich, auch der 

Kaufpreis für die BahnCard ist in die Vergleichsberechnung einzustellen (vgl. Kreutz-

mann in Meyer/Fricke, Reisekosten im öffentlichen Dienst, § 5 TGV Rn. 112 und An-

hang 3 zu § 5 TGV). Es ist kein Grund ersichtlich, warum bei der Erstattung der tat-

sächlich angefallenen Kosten einer BahnCard 100 dieser fiktive Höchstbetrag nicht 

ebenso zugrunde gelegt werden kann. Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass ein 

Berechtigter, der trotz prognostizierter Amortisation keine BahnCard 50 erwirbt, so 

behandelt würde, als ob er (fiktiv) im Besitz einer BahnCard 50 wäre.  

 

Kostenentscheidung: § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Vorläufige Vollstreckbarkeit: § 167 Abs. 2 VwGO, § 708 Nr. 10, § 711 ZPO. 

 

Zulassung der Revision: § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO. 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Nach § 139 VwGO kann die Revision innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: 

Ludwigstraße 23, 80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 

München; in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) eingelegt werden. Die Re-

vision muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. Sie ist spätestens innerhalb 

von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung zu begründen. Die Begrün-

dung ist beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 Leipzig (Postfachan-

schrift: Postfach 10 08 54, 04008 Leipzig), einzureichen. Die Revisionsbegründung 

muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Ver-

fahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel ergeben. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 
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und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-

richt durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

Koch                                                         Klein                                                    Winter 

 

 

 

Beschluss: 
 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 397 Euro festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 
 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 52 Abs. 3, § 47 GKG. 

 

 

Koch                                                         Klein                                                    Winter 

 

 

25 

26 

27 

28 

29 

30 


